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Die Bundesregierung hat sich mit dem EEG (Erneuerba-
ren-Energien-Gesetz) drei Ziele gesetzt. 

Dazu zählen die Transformation hinzu einer nachhaltigen 
und treibhausgasneutralen Stromversorgung im gesamten 
Bundesgebiet im Einklang mit Klima- und Umweltschutz, 
die Zielsetzung bis 2030 80 Prozent des Bruttostromver-
brauchs aus Erneuerbaren Energien zu gewinnen und den 
Ausbau sowohl stetig, kosteneffizient, umweltverträglich 
und netzverträglich zu realisieren.1

Schon jetzt werden auch Gebiete genutzt, die eine erhöhte 
Schutzbedürftigkeit aufweisen. Zur Erreichung der vorge-
sehenen Ausbauziele von 115 GW Windenergie an Land und 
107 GW Freiflächen-Photovoltaik ist dies auch erforderlich. 
Dazu zählen auch Wasserschutzgebietszonen (WSGZ), die 
dem Schutz der Trinkwassergewinnung in Deutschland 
dienen und einen Anteil von 13.8 Prozent an der Fläche des 
Bundesgebiets umfassen.2  Dort sind insbesondere die Was-
serschutzgebietszonen ΙΙ und ΙΙΙ wichtig, da sie die höchs-
ten Flächenanteile innerhalb der Wasserschutzgebiete ha-

1	 Gesetz für den Ausbau Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz - EEG 2023) vom 8. Mai 2024,
URL: Bundesgesetzblatt 2024 Nr. 151
2	 Bundesanstalt für Gewässerkunde, Karte zum 3. WRRL-Bewirtschaftungsplan vom 14.04.2022, URL: Karte zum 3. WRRL-Bewirtschaftungsplan | 
Bundesanstalt für Gewässerkunde

ben. Der Ausbau der Erneuerbaren Energien wie auch die 
Wasserversorgung stehen im überragenden öffentlichen In-
teresse. Für den Ausbau der Erneuerbaren Energien in Was-
serschutzgebieten ist es daher entscheidend, die erhöhte 
Schutzbedürftigkeit und Sicherheit der Wasserversorgung 
quantitativ und qualitativ zu jedem Zeitpunkt sicherzustel-
len und damit die Wahrung des überragenden öffentlichen 
Interesses beider Nutzungsformen zu gewährleisten. Was-
servorranggebiete, die bereits jetzt als zukünftige Wasser-
schutzgebiete ausgewiesen werden sollen, sollten vorsorg-
lich wie Wasserschutzgebiete behandelt werden.

Dabei ist zu berücksichtigen, dass viele Wasserversorgungs-
unternehmen ein eigenes Interesse besitzen, Erneuerbare 
Energien zu nutzen und damit durch einen hohen Anteil 
Erneuerbarer Energien an ihrer Energieversorgung eine kli-
maneutrale Wasserversorgung zu erreichen.

1	 Einleitung
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Die Potenziale zum Ausbau der Erneuerbaren Energien sollen unter Berücksichtigung  
der Belange der öffentlichen Wasserversorgung ausgeschöpft werden. 

In Zustimmung dazu empfiehlt der BDEW die Einhaltung folgender Maßnahmen in 
Wasserschutzgebietszone ΙΙΙ und verweist auf den erhöhten Prüfbedarf im Rahmen  
der Ausweisung bzw. Baugenehmigungsverfahren:  

2	 Zusammenfassung  
	

Einweisung der Baufirmen über die besonderen  
Anforderungen zur Arbeit in WSGZ

Belastungen durch Asphaltierung oder Wartung/ 
Betankung der Baumaschinen sind zu vermeiden

Hydrologische Baubegleitung unter Einbezug der  
Wasserversorgungsunternehmen (Bau & Rückbau)

Tiefengründung nur aus Materialien ohne Gefahrstoffe; 
keine reliefbedingten Veränderungen der Erdoberfläche 
Baumaschinen sind zu vermeiden

Beeinträchtigung der Regenaufnahme
fähigkeit und Durchlüft ung von Böden auf 
das absolut notwendige Maß reduzieren 

Besondere Berücksichtigung bei der Auswahl der  
Bauteile im Hinblick auf wassergefährdende Stoffe 

Ölnutzung in technischen Anlagen unter  
entsprechenden Auflagen, Umsetzung Wannen
prinzip mit entsprechender Dimensionierung 

Langfristiges PFAS-Verbot, keine PFAS-Nutzung in  
technischen Anlagen (Bestandsanlagenschutz)

Keine PFAS-Beschichtung von PV-Modulen (Neuinstallation)

Vorlage eines Brandschutzkonzeptes und eines Alarmplans 

Bewirtschaftung der PV-Nutzfläche ohne  
Pestizid- und Düngemitteleinsatz 

Reinigung der PV-Module ausschließlich mit Wasser 

PFAS
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Wasserschutzgebiete dienen dazu die aktuelle und zukünf-
tige Wasserversorgung qualitativ und quantitativ sicherzu-
stellen. Aus diesem Grund unterliegen diese Gebiete einem 
besonderen Schutz. Dieser Schutz zielt unter anderem da-
rauf ab, Risiken zu minimieren, um den Schutz der Trink-
wassergewinnung zu jedem Zeitpunkt sicherzustellen. Die 
Möglichkeit der Festlegung von Wasserschutzgebieten ist im 
Wasserhaushaltsgesetz §51 verankert. Dieser definiert, dass 
Gewässer vor bestehenden oder künftigen nachteiligen Ein-
wirkungen zu schützen und jegliche schädlichen Einträge 
wie Bodenbestandteile, Dünge- und Pflanzenschutzmittel 
zu vermeiden sind. 

3	  Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz, Trinkwasserschutzgebiete – Einführung und Situation 
vom 01.12.2012, URL: Trinkwasserschutzgebiete | BMUV

Das Wasserschutzgebiet wird in der Regel in drei Schutz-
zonen unterteilt, in Abhängigkeit von der Entfernung zur 
eigentlichen Trinkwassergewinnungsanlage.3

Insgesamt umfassen die Wasserschutzgebiete 13.8 % der 
Fläche Deutschlands, wobei die Anteile an der Landesflä-
che und ihre Verteilung auf die drei Schutzzonen unter den 
Bundesländern erheblich auseinanderfallen, z. B. aufgrund 
unterschiedlicher geologischer Gegebenheiten.

Zone Ι (Fassungsbereich) dient dem Schutz der Trinkwas-
sergewinnungsanlage und der unmittelbaren Umgebung 
vor jeglichen Verunreinigungen/Beeinträchtigungen. Sie 
umfasst mindestens 10 m. Nur Tätigkeiten zur Aufrechter-
haltung der Wassergewinnung sind dort zulässig. Sie ist die 
kleinste der drei Schutzzonen.

Zone ΙΙ (Engere Schutzzone) dient vor allem dem Schutz 
vor pathogenen Mikroorganismen, die der Trinkwasserge-
winnungsanlage Schaden zufügen können, aber auch dem 
Schutz vor Beeinträchtigungen aufgrund geringer Fließ
dauer. Sie beginnt bei der Grenze von Zone Ι bis zu einer 
Grenze, zu der das Grundwasser eine 50-tägige Fließdauer 
einhält, bis es auf die Trinkwassergewinnungsanlage trifft.

Zone ΙΙΙ (Weitere Schutzzone) dient dem Schutz vor weitrei-
chenden Beeinträchtigungen, wie z. B. schwer abbaubaren 
chemischen oder radioaktiven Verbindungen. Sie umgibt 
die Zone ΙΙ und reicht bis zum unterirdischen Einzugsgebiet 
der Fassungsanlage.

Für den Bau von PV-Freiflächenanlagen gibt der Bundes-
verband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. folgende 
Empfehlungen:

3	 Grundsätzliche Festlegungen 
	 zur Nutzung der Wasserschutz- 
	 gebietszonen (WSGZ) Abbildung 1: Karte der Wasserschutzgebiete in der Bundesrepublik Deutschland. Quelle: BfG/LAWA
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4	 Varianten von  
	 Photovoltaik-Anlagen
Um die Potenziale zum Ausbau der Erneuerbaren Energien 
auszuschöpfen, beschränkt sich der Ausbau der Erneuer-
baren Energien nicht nur auf eine Variante der PV-Anlagen. 
Die Wasserwirtschaft im BDEW plädiert daher für die Ver-
wendung jeglicher PV-Anlagen, soweit die festgelegten was-
serwirtschaftlichen Rahmenbedingungen zum Erhalt der öf-
fentlichen Trinkwasserversorgung eingehalten werden. Die 
unterschiedlichen PV-Modul Varianten eine effiziente Land-
nutzung und nachhaltige Energieproduktion gewährleisten.

Im Folgenden werden die PV-Anlagen spezifiziert und Be-
sonderheiten der verschiedenen PV-Varianten erläutert.
Vorab ist festzuhalten, dass besondere Solaranlagen eine 
effiziente Doppelnutzung von Flächen ermöglichen und 
nicht nur der Energieerzeugung dienen wie die PV-Freiflä-
chenanlagen. Zu den besonderen PV-Anlagen zählen: Agri-
PV, Floating-PV, Moor-PV und Parkplatz-PV. Die besonderen 
PV-Anlagen stärken neben der Flächendoppelnutzung auch 
Ökosystemleistungen durch naturschutzrelevante Vorga-
ben und diversifizieren die Einkommensquelle. Zusätzlich 
schützen besondere PV-Anlagen die darunter liegenden Flä-
chen und sorgen für weniger Verdunstung, was zu einem 
günstigeren Mikroklima führt.

PV-Freiflächenanlage
PV-FFA ist eine ebenerdige PV-Anlage auf einer Freifläche, 
die der reinen Energiegewinnung dient und damit keine 
Doppelnutzungsabsicht mitbringt. Sie wird nicht auf Ge-
bäuden oder an Fassaden errichtet. 
Agri-PV
Agri-PV-Anlagen können nur auf landwirtschaftlicher Fläche 
errichtet werden sowohl in horizontaler als auch vertikaler 
Bauweise. Sie werden teilweise auch zum Schutz der Pflan-
zen vor klimatischen Ereignissen installiert.
Floating-PV
Floating-PV-Module dürfen ausschließlich auf künstlichen 
Gewässern im Sinne des § 3 Nr. 4 WHG installiert werden oder 
ein erheblich verändertes Gewässer im Sinne § 3 Nr. 5 WHG, 
die nicht der öffentlichen Trinkwasserversorgung dienen. 
Moor-PV
Moor-PV-Anlagen dürfen nur mit der Maßgabe errichtet 
werden Moore wieder zu vernässen und zu renaturieren.  
Parkplatz-PV
Über den Parkplatzflächen werden hoch aufgeständerte 
PV-Module installiert. Dadurch kommt es zu einer effek-
tiven Doppelnutzung von Parken und Energieerzeugung, 
die gleichzeitig Schatten spendet und Wärmeinseleffekten 
entgegenwirkt.

WSGZ Ι Ι Ι
	› Einweisung der Baufirmen über die besonderen Anforderungen zur Arbeit in WSGZ
	› hydrologische Baubegleitung und Einbezug der Wasserversorgungsunternehmen 

(Bau & Rückbau)
	› Belastung durch Asphaltierung oder Wartung/Betankung der Baumaschinen 

sind zu vermeiden
	› Tiefengründung nur aus Materialien ohne Gefahrstoffe; keine reliefbedingten Veränderungen  

der Erdoberfläche
	› Beeinträchtigung der Regenaufnahmefähigkeit und Durchlüftung von Böden auf das 

absolut notwendige Maß reduzieren
	› besondere Berücksichtigung bei der Auswahl der Bauteile im Hinblick  

auf wassergefährdende Stoffe
	› Ölnutzung in technischen Anlagen unter entsprechenden Auflagen,  

Umsetzung Wannenprinzip mit entsprechender Dimensionierung
	› langfristiges PFAS-Verbot, keine PFAS-Nutzung in technischen Anlagen (Bestandsanlagenschutz)
	› keine PFAS-Beschichtung von PV-Modulen (Neuinstallation)
	› Vorlage eines Brandschutzkonzeptes
	› Bewirtschaftung der PV-Nutzfläche ohne Pestizid- und Düngemitteleinsatz
	› Reinigung der PV-Module ausschließlich mit Wasser

WSGZ Ι
	› PV-Anlagen nur auf Dächern (verschärfte Brandschutzanforderungen an elektrotechnische Anlagen

WSGZ Ι Ι
	› keine Beeinträchtigung der Grundwasserleiter
	› Abstand zu Trinkwasserbrunnen in Absprache der Lage und örtlichen Situation gemäß jeweiligem 

Schutzgebiet mit dem WVU
	› entsprechende Anforderungen wie in WSGZ ΙΙΙ

Ι

Ι Ι

Ι Ι Ι
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In diesem Kapitel gibt der BDEW-Empfehlungen für den 
grundwasserverträglichen Ausbau von PV-Freiflächenan-
lagen in den Wasserschutzgebietszonen ΙΙ und ΙΙΙ. Zudem 
ist hervorzuheben, dass im Regelfall der Bau der Anlagen in 
einem kurzen begrenzenten Zeitraum potenzielle Auswir-
kungen auf das Wasserschutzgebiet haben kann, während 
im Betrieb der Anlage eine Beeinträchtigung nahezu aus-
geschlossen werden kann. Lediglich im Falle eines unvor-
hergesehenen Falls (Havarie, Brandereignis, o.ä.) können 
Umweltauswirkungen auftreten. Durch die vorgeschlagenen 
Vorsorge-, Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen 
können diese Fälle weitestgehend ausgeschlossen werden.
Außerdem ist festzuhalten, dass der Betrieb von PV-Frei
flächenanlagen sogar positive Effekte für WSG haben kann, 
wenn die Böden aus der intensiven Landbewirtschaftung 
herausgenommen werden.  Auf den Flächen der PV-Anla-
gen sollten i. d. R. keine Pestizide und Düngemittel einge-
setzt werden. Dadurch kommt es zu einer Wiederherstel-
lung oder Verbesserung von Bodenfunktionen. Darüber 
hinaus können verschiedene Lebensräume entstehen, die 
zur Erhöhung der Biodiversität in der Landschaft beitragen. 

In Abhängigkeit von der ursprünglichen Bewirtschaftung 
der überplanten Flächen können positive Effekte für die  
Wasserschutzgebiete entstehen.

5.1 Bauzeitliche Vermei
dungs- und Verminderungs
maßnahmen 

  5.1.1 Einweisung der Baufirmen   
  über die besonderen Anforderungen   
  zur Arbeit in WSGZ  

Vor Beginn der Arbeiten sind die Mitarbeitenden aller Bau-
firmen über die besonderen Anforderungen der Arbeiten in 
Wasserschutzgebietszonen einzuweisen. Hierzu gehört die 
Information über die besondere Schutzbedürftigkeit der 
Wasserschutzgebietszonen (Trinkwasserressourcen), die 
besondere Maßnahmen erforderlich macht. Jene werden 
unter den weiteren Punkten spezifiziert.

  5.1.2 Hydrologische Baubegleitung   
  unter Einbezug der Wasserversor-   
  gungsunternehmen (Bau & Rückbau)  

Für den Ausbau von PV-Freiflächenanlagen sind in den je-
weiligen Wasserschutzgebieten die den Trinkwasserquellen 
angehörigen Wasserversorgungsunternehmen an der Pla-
nung und den Bau mitzubeteiligen. Die Wasserversorgungs-
unternehmen kennen die Grundwasserleitersituationen und 
geologischen Gegebenheiten ihrer Trinkwasserquellen. Aus 
diesem Grund sind die verschiedensten Wissensquellen für 
einen optimalen Ausbau zu vereinen. Bei der späteren Bau-
ausführung sollte die Baubegleitung vor Ort die Umsetzung 
der Gewässerschutzmaßnahmen überwachen.

Ebenso sind in einem Havariefall die örtlichen Wasserversor-
gungsunternehmen zu verständigen und miteinzubeziehen. 
Andernfalls verzögert dies auch möglicherweise kurzfristige 
Absprachen im Havariefall, was letztendlich zu Lasten der 
Qualität und Quantität der Trinkwasseranlage gehen kann. 

Dem Verursacherprinzip entsprechend ist das Unternehmen, 
das für Planung und den Bau der PV-Anlage/n in Wasser-
schutzgebietszonen zuständig war, auch über den Betrieb 
der Anlage für den Abbau und die Wiederherstellung der 
Fläche sowie für die Kostenübernahme verantwortlich. Der 
Rückbau der Anlage ist rückstandfrei zu gewährleisten. Die 
Anforderungen werden zum Zeitpunkt des Rückbaus (nach 
ca. 30 Jahren Nutzung) gem. der dann gültigen technischen 
Regeln und Normen durchgeführt

5.2 Anlagenbezogene 
Vermeidungs- und Vermin
derungsmaßnahmen 

  5.2.1 Belastungen durch Asphal-   
  tierung oder Wartung/Betankung der   
  Baumaschinen sind zu vermeiden  

Während der Bauphase sind Asphaltierungen und Wartungen 
sowie Betankungen von Baumaschinen möglichst zu vermei-
den oder mit hohen Schutzanforderungen umzusetzen.  Dar-

4	 Europäische Kommission Vertretung in Deutschland, Geplante EU-Richtlinie zum Bodenschutz: Öffentliche Konsultation gestartet 2022, URL: 
Geplante EU-Richtlinie zum Bodenschutz | Vertretung in Deutschland Europäische Kommission
5	 BDEW, Stellungnahme zum Legislativvorschlag für eine Richtlinie zur Bodenüberwachung- und Resilienz (COM(2023) 416 final) 2023, URL: Zum 
Legislativvorschlag für eine Richtlinie zur Bodenüberwachung- und Resilienz | BDEW

über hinaus sind die eingesetzten Baufahrzeuge regelmäßig 
auf Tropfverluste zu überprüfen.

  5.2.2 Tiefengründung nur aus   
  Materialien ohne Gefahrstoffe; keine   
  reliefbedingten Veränderungen der   
  Erdoberfläche  

Die für den Ausbau der Erneuerbaren Energie erforderliche 
Tiefengründung zur Installation der Ständer für die PV-Freif-
lächenanlagen wird an mögliches anstehendes Wasser an-
gepasst. Die Festlegung der Gründungstiefen erfolgt gemäß 
Baugrundgutachten und ist standortbezogen anzupassen. 
Aus Gründen des allgemeinen Grundwasserschutzes wird 
empfohlen, dass verzinkte oder magnelisbeschichtete Ma-
terialen nicht in die gesättigte Bodenzone oder Grundwas-
serschwankungsbereich einzubringen sind. Das verhindert, 
dass Zink in Lösung gehen kann und somit das Grundwasser 
gefährdet wird. In der gesättigten Bodenzone bzw. unterhalb 
des höchstens Grundwasserspiegels sind unbeschichtetete 
Stahlprofile oder auch Kunstoffvarianten zu verwenden.

  5.2.3 Beeinträchtigung der Regen-   
  aufnahmefähigkeit und Durchlüftung   
  von Böden auf das absolut   
  notwendige Maß reduzieren  

Momentan befinden sich 70 Prozent der Böden in der EU 
in keinem guten Zustand.4  Aus diesem Grund veröffent-
lichte die Europäische Kommission am 05. Juli 2023 ihren 
Legislativvorschlag für eine erste Richtlinie zur Bodenüber
wachung und -Resilienz. In Kohärenz zum Null-Schadstoff-
Ziel soll sichergestellt werden, dass sich bis 2050 alle Bö-
den in der EU in einem gesunden Zustand befinden. Diesen 
Legislativvorschlag unterstützt der BDEW.5

Für den Ausbau von PV-Freiflächenanlagen in Wasserschutz-
gebieten ergibt sich, dass beim Bau der Anlagen auf eine 
gleichmäßige Regenaufnahmefähigkeit zu achten ist. Das 
bedeutet, dass es aufgrund der Anordnung der Anlage zu 
keinen Trockenstellen sowie permanenten durchnässten 
Bodenstellen kommen soll. Daher empfiehlt der BDEW eine 
besondere Beachtung der Versickerungssituation bei der 
Belegungsplanung. Durch die dauerhafte Begrünung der 

5	 Wesentliche technische  
	 Aspekte 	zum Einsatz von  
	 PV-Freiflächenanlagen
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  5.2.6 Langfristiges PFAS-Verbot, keine   
  PFAS-Nutzung in technischen Anlagen   
  (Bestandsanlagenschutz)  

Per- und polyfluorierte Alkylsubstanzen (PFAS) enthalten 
Kohlenstoff-Fluorbindungen, diese Bindungen weisen eine 
Bindungsenthalpie von 485 kJ/mol6  auf und bilden damit 
die stärkste Einfachbindung. Das bedeutet, dass diese Bin-
dungen nur unter enormer Energiezufuhr gespalten werden 
kann. Aus diesem Grund gehören diese Substanzen zu den 
Ewigkeitschemikalien und belasten wegen der schweren 
Abbaubarkeit unsere Umwelt. 

Zur effektiven Verringerung der Gesamt-Exposition von PFAS 
für den Menschen muss insgesamt die ubiquitäre PFAS-Belas-
tung der Umwelt verringert bzw. vermieden werden. Deshalb 
ist ein umfassendes Verbot von PFAS die richtige Strategie. 
Das betrifft auch den Ausbau der Erneuerbaren Energien in 
Wasserschutzgebieten.

Die BDEW-Stellungnahme7  vom 28.07.2024 führt Details 
zum Beschränkungsvorschlag aus. Solange für Anlagen 
und Nebenanlagen der Erneuerbaren Energien keine 
PFAS-freien Alternativen zu vertretbaren Kosten verfügbar 
sind, muss eine Verwendung von Produkten mit PFAS im 
Rahmen geeigneter Übergangsregelungen möglich bleiben. 
Andernfalls würden sich zahlreiche Projekte deutlich verzö-
gern, was die Energiewende nachhaltig gefährden würde. 
Auch die Versorgungssicherheit darf zu keinem Zeitpunkt 
gefährdet werden. Aus Sicht des BDEW braucht es daher 
insgesamt eine pragmatische Lösung, welche sowohl die Er-
reichung der Klimaziele und der Energiewende sicherstellt 
als auch die Schutzwürdigkeit der Trinkwasserressourcen 
widerspiegelt. Dafür müssen folgende Grundsätze gelten:
Für Anwendungsprodukte muss eine angemessene Über-
gangsfrist festgelegt werden. Wenn gleichwertige Alternativ-
stoffe zu PFAS bekannt und einsetzbar sind, sind diese als 
technischer Best-Practice-Standard anzusehen und entspre-
chend den ECHA-Regelungen nach einer Übergangsfrist von 
6.5 Jahren anzuwenden. 
Eine Vielzahl an Stoffen, die bei der Errichtung von PV-An-
lagen mit verbaut werden, enthalten heute ebenfalls PFAS, 
wie z.B. Kabel oder Dichtungen. Für die meisten Produkte 
sind noch keine PFAS-freien Alternativen verfügbar. Heute ist 
nicht absehbar, wie schnell diese entwickelt werden können. 
Vor dem Hintergrund der hohen Bedeutung dieser Stoffe ist 
eine Übergangsfrist von 13.5 Jahren entsprechend den von 

6	 L. Kolditz, Sitzung der Leibniz-Sozietät 1995, 7, 5−23, URL: Sitzungsbericht der Leibniz-Sozietät, Jahrgang 1995, Band 7 | Leibniz-Sozietät Berlin
7	 BDEW, Stellungnahme zum Beschränkungsvorschlag von Per- und polyfluorierten Alkylsubstanzen (PFAS) 2023, URL: Zum Beschränkungsvorschlag 
von PFAS | BDEW

der ECHA vorgeschlagenen Fristen festzulegen. Es besteht das 
gemeinsame Verständnis, dass in der Praxis angestrebt wird, 
PFAS-freie Materialien in WSGZ zu nutzen. Gerade in den nach 
§51 des WHG geschützten Gebieten hätte der PFAS-Eintrag 
nicht abschätzbare Folgen für unsere Trinkwasserversorgung.
Bereits in Betrieb genommene Anlagen, die PFAS enthal-
ten, genießen zudem einen Bestandsschutz. Eine vorzeitige/
verfrühte Erneuerung von Bestandsanlagen wäre volkswirt-
schaftlich nicht zielführend und auch logistisch nicht bis 
zum Inkrafttreten von Verboten bis voraussichtlich Mitte 
2026 umsetzbar. Beispielsweise sind für die Umstellung auf 
PFAS-freie Alternativen massive bauliche Maßnahmen not-
wendig und/oder die bereits vorhandene Netzinfrastruktur 
mit signifikanten Eingriffen verbunden. Dies führt zwangs-
läufig zu einem starken Einwirken auf den Untergrund und 
kann zu Beeinträchtigungen der Grundwasserleiter führen. 
Aus diesem Grund sollte das Verbot erst bei einer wesent
lichen Änderung der Bestandanlage greifen.

PFAS   5.2.7 Keine PFAS-Beschichtung von   
  PV-Modulen (Neuinstallation)  

Es besteht das gemeinsame Verständnis, dass beim Bau 
von PV-Neuanlagen keine Module mit PFAS-Beschichtung 
verwendet werden dürfen. Ungefähr 20 % der derzeit produ-
zierten Photovoltaikmodule enthalten Polyvinylidenflourid 
(PVDF) als Polymerrückseitenfolie. Dies kann den PFAS zu-
geordnet werden. Ebenfalls kann bei glaslosen Modulen das 
auf der Vorderseite verwendete Kunststoffmaterial PFAS 
enthalten. Der überwiegende Teil der Photovoltaikmodule 
wird bereits PFAS-frei produziert.

5.3 Betriebsbedingte 
Maßnahmen

  5.3.1 Vorlage eines Brandschutz-   
  konzeptes und eines Alarmplans  

Für den Bau von PV-Freiflächenanlagen ist die Vorlage ei-
nes Brandschutzkonzeptes verpflichtend. Das Brandschutz

Anlagen sowie der Anpassung des Pflegeregimes kann eine 
optimale Verteilung und eine flächenhafte Versickerung des 
anfallenden Regenwassers erreicht werden. Damit wird Bil-
dung von offenen Wasserflächen vorgebeugt und eine opti-
male Belüftung der Böden ermöglicht.
Zur Minderung der Beeinträchtigungen durch Versiegelung 
empfiehlt der BDEW, Zufahrten und Wege mit wasserdurch-
lässigen Belägen zu befestigen. 
Das auf den Photovoltaikmodultischen und den baulichen 
Anlagen für die technische Infrastruktur anfallende Nieder-
schlagswasser ist zur Anreicherung des Grundwassers auf 
den Grundstücken breitflächig über die belebte Bodenzone 
zur Versickerung zu bringen.

  5.2.4 Besondere Berücksichtigung bei   
  der Auswahl der Bauteile im Hinblick   
  auf wassergefährdende Stoffe  

Um nachteilige Veränderungen der Wasserschutzzonen 
auszuschließen, ist auf die Verwendung von wassergefähr-
denden Stoffen entsprechend der Verordnung über Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) so-
weit möglich zu verzichten. Die Auswahl der Baustoffe hängt 
auch entscheidend vom Grundwasserspiegel ab.

Die für die Errichtung von PV-Freiflächenanlagen eingesetz-
ten Baustoffe enthalten in der Regel keine wassergefährden-
den Stoffe. Lediglich bei der Auswahl der für die Modulti-
sche eingesetzten Pfosten ist darauf zu achten, dass eine 
Auswaschung von Stoffen auf ein Mindestmaß reduziert 
wird (siehe Punkt 5.2.2). In der gesättigten Bodenzone bzw. 
unterhalb des höchstens Grundwasserspiegels sind unbe-
schichtetete Stahlprofile oder auch Kunstoffvarianten zu 
verwenden. Bei der Auswahl der Module sind unbeschich-
tete Glasoberflächen zu nutzen, die im Markt bereits aus-
reichend zur Verfügung stehen. Es besteht das gemeinsame 
Verständnis zukünftig Elemente zu nutzen, die nicht zu einer 
Auswaschung von wassergefährdenden Stoffen führen. 

Die zugehörigen Betriebsflächen, dürfen nur mit schad-
stofffreien Naturschotter hergestellt werden. 

  5.2.5 Ölnutzung in technischen   
  Anlagen unter entsprechenden   
  Auflagen, Umsetzung Wannenprinzip   
  mit entsprechender Dimensionierung   

Um die Qualität und Quantität der Trinkwasserquelle sicher-
zustellen, ist die Verwendung von Ölen (z. B. in den Trafos) 
auf ein Minimum zu reduzieren. Das bedeutet, dass im Re-

gelfall auf ölfreie technischen Alternativen zurückzugreifen 
ist. Darüber hinaus ist auf die Verwendung von fluorhaltigen 
Substanzen (PFAS) zu verzichten.

Sollte die Inbetriebnahme der PV-Freiflächenanlagen nur un-
ter Ölnutzung (auch biologisch abbaubare Öle) zu realisieren 
sein, so ist zum Schutz der Trinkwasserquelle – insbesondere 
in der Schutzzone ΙΙ - eine ausreichend dimensionierte Öl-
wanne unter das entsprechende Bauteil (z. B. Trafohäuschen) 
zu verbauen. Die ausreichende Dimensionierung muss min-
destens das Fassungsvolumen der in der Maschine befind
lichen Flüssigkeiten abdecken. 

Abbildung 2: Wannenunterbau mit ausreichender Dimensionierung. 
Quelle: Juwi 

Außerdem ist zu berücksichtigen, dass im Falle einer Havarie 
auch unter Hinzukommen eines Starkregenereignisses das 
Fassungsvolumen der Wanne kein Auslaufen der darin be-
findlichen Flüssigkeiten zulässt. Darüber hinaus müssen 
Ölbindemittel und geschlossene Container zur Sicherung 
von eventuell kontaminiertem Boden vorgehalten werden.

Die Anforderungen zum Schutz vor Austreten von wasserge-
fährdenden Stoffen wird dann im notwendigen Bebauungs-
plan oder Baugenehmigung geregelt und ist bereits heute 
Standard.

Ölwanne/Keller
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konzept ist daher zwingend mit der örtlichen Feuerwehr 
abzustimmen.

PFAS-Löschmittel sind extrem beständig und haben be-
reits zu Sperrungen von Trinkwasserbrunnen geführt.8 Die 
AFFF-Löschschäume (aqueous film-forming foams)9  sickern 
zuerst in den Boden und dann über die Zeit in das Grundwas-
ser. Die Dekontamination ist zum einen nicht nur aufwendig, 
sondern vor allem kann sie durch die verschiedenen 

8	 Umweltbundesamt, Poly- und perfluorierte Alkylsubstanzen in Feuerlöschmitteln – ein Problem für Mensch und Umwelt, URL: PFAS in 
Feuerlöschmitteln | Umweltbundesamt
9	  E. F. Houtz, C. P. Higgins, J. A. Field, D.L. Sedlak, Environmental Science & Technology 2013, 47, 15, 8187-8195, DOI: 10.1021/es4018877.

Strömungen nicht begrenzt werden und endet in einem 
nicht kontrollierbaren Ausmaß. Aus diesem Grund ist im 
Brandschutzkonzept ausschließlich die Verwendung von 
PFAS-freien Löschmitteln erlaubt. In der Regel wird beim 
Brand einer PV-Anlage keine direkte Löschung vorgenom-
men. Ziel der Brandbekämpfung ist es ein Übergreifen der 
Brandes auf andere Schutzgüter zu verhindern. Falls der 
Brand auf umliegende Flächen übergreift, wird dort immer 
mit Wasser gelöscht. 

Abbildung 3: Feuerwehrplan eines Solarparks. Quelle: Juwi
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Neben der Erstellung eines Brandschutzkonzeptes wird 
bereits für den Bau der Anlage ein Alarmplan aufgestellt. 
Dieser dient dazu im Falle eines Brandes oder einer Hava-
rie die notwendigen Schritte festzulegen und die jeweiligen 
Ansprechpartner zu benennen (Informationskette). Der 
Alarmplan enthält auch die Hinweise auf die spezifischen 
Anforderungen, die sich durch die Lage im Wasserschutz-
gebiet ergeben. Eine Einweisung der beteiligten Baufirmen 
und der Feuerwehr erfolgt vor Baustart bzw. zur Inbetrieb-
nahme der Anlage.   

  5.3.2 Bewirtschaftung der PV-   
  Nutzfläche ohne Pestizid- und   
  Düngemitteleinsatz  

Die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen (AwSV) regelt das Vorgehen zu Jauche, 
Gülle- und Silagesickersaftanlagen (JGS-Anlagen).

Um ungewollte Stoffeinträge in den Boden im Wasser-
schutzgebiet zu vermeiden, wird ein biodiversitätsopti-
miertes Pflegekonzept angewandt: Ab Juni erfolgt eine 
maximal zweischürige Mahd, zudem wird auf den Einsatz 
von Düngemitteln und Pestiziden verzichtet. Zudem wird 
auf Pflegeschnitte in der Brutzeit verzichtet. 

Bei der Pflege der Grünflächen werden keine Herbizide oder 
Pestizide eingesetzt.

  5.3.3 Reinigung der PV-Module   
  ausschließlich mit Wasser  

Die PV-Module der PV-Freiflächenanlage sind ausschließlich 
mit Wasser zu säubern.
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